
2 W 21/06
1 F  27/06

OBERVERWALTUNGSGERICHT DES
SAARLANDES

BESCHLUSS

In dem Verfahren

der srilankischen Staatsangehörigen 1.) N, alias 2.) K,  3.) K,  4.) N, zu 2.
bis 4. vertreten durch die Antragstellerin zu 1), alle wohnhaft: A-Straße, A-
Stadt,

Antragsteller und Beschwerdeführer,
Prozessbevollmächtigte: Rechtsanwälte B., B-Straße, B-Stadt,

g e g e n

das Landesamt für Ausländer- und Flüchtlingsangelegenheiten – Gemein-
same Ausländerbehörde -, Schlesierallee 17, 66822 Lebach,

Antrags- und Beschwerdegegner,

wegen einstweiliger Anordnung (Abschiebungsschutz)

hat der 2. Senat des Oberverwaltungsgerichts des Saarlandes in Saarlouis
durch den Richter am Oberverwaltungsgericht Bitz, die Richterin am
Oberverwaltungsgericht Freichel und den Richter am Verwaltungsgericht
Dutt am 26. Juli 2006 beschlossen:

Die Beschwerde der Antragssteller gegen den
Beschluss des Verwaltungsgerichts des Saarlandes
vom heutigen Tage – 1 F 27/06 – wird zurückgewie-
sen.
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Die Kosten des Beschwerdeverfahrens tragen die
Antragsteller.

Der Streitwert wird für das Beschwerdeverfahren
auf 10.000,- Euro festgesetzt.

G r ü n d e

Die Beschwerde der Antragsteller gegen den Beschluss des Verwaltungs-
gerichts vom 26.7.2006 – 1 F 27/06 -, mit dem ihr Antrag zurückgewiesen
wurde, dem Antragsgegner im Wege einstweiliger Anordnung Maßnahmen
zu ihrer Abschiebung zu untersagen, muss erfolglos bleiben. Das den
Prüfungsumfang des Oberverwaltungsgerichts bestimmende Beschwerde-
vorbringen rechtfertigt (offensichtlich) keine abweichende Beurteilung die-
ses Anordnungsbegehrens (§ 123 Abs. 1 VwGO).

Soweit die Antragsteller mit der Beschwerde unter Bezugnahme auf das
Gebot der Gewährung ausreichenden rechtlichen Gehörs vor Gericht (Art.
103 Abs. 1 GG) darauf hinweisen, das Verwaltungsgericht habe auf den
für alle vier Antragsteller gestellten Abschiebungsschutzantrag lediglich
hinsichtlich der Antragstellerin zu 1) eine Entscheidung getroffen, so trifft
dies nach Aktenlage nicht (mehr) zu. Das Verwaltungsgericht hat zwi-
schenzeitlich die Begehren aller (vier) Antragsteller zurückgewiesen und
nach der Akte ist dieser (korrigierte) Beschluss ihrem Prozessbevollmäch-
tigten inzwischen auch per Telefax übermittelt worden.

Das weitere Vorbringen, das im Wesentlichen in einem Verweis auf ein
beim Verwaltungsgericht anhängiges Asylfolgestreitverfahren der Antrag-
stellerin zu 1) besteht, kann dem gegen die Ausländerbehörde gerichteten
Anordnungsbegehren – wie in der erstinstanzlichen Entscheidung bereits
zutreffend ausgeführt – ebenfalls nicht zum Erfolg verhelfen.

Dieser Sachvortrag vermag einen Anordnungsanspruch (§ 123 Abs. 1
VwGO) in dem vorliegenden Verfahren nicht zu begründen. Die Antrag-
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stellerin zu 1) als Asylbewerberin kann zielstaatsbezogene Abschie-
bungshindernisse (§ 60 Abs. 7 Satz 1 AufenthG, früher § 53 Abs. 6 AuslG)
ebenso wie eine drohende politische Verfolgung im Heimatland (Art. 16a
Abs. 1 GG, § 60 Abs. 1 AufenthG) gegenüber dem Antragsgegner als
Ausländerbehörde mit Blick auf die dem § 42 AsylVfG zu entnehmende
Bindungswirkung der diesbezüglich negativen Entscheidungen des Bun-
desamtes von vorneherein nicht mit Erfolg geltend machen.1

Die Ausländerbehörde darf auch nach dem Inkrafttreten des Zuwande-
rungsgesetzes zum 1.1.2005 im Rahmen der Aufenthaltsbeendigung ehe-
maliger oder aktueller Asylbewerber den Einwand zielstaatsbezogener
Abschiebungshindernisse (§ 60 Abs. 7 AufenthG, vormals § 53 Abs. 6 Satz
1 AuslG) nur dann berücksichtigen, wenn das nach § 31 Abs. 3 AsylVfG
(1993/2005) zur Entscheidung auch darüber berufene Bundesamt für
Migration und Flüchtlinge das Vorliegen der tatbestandlichen Vorausset-
zungen der Vorschrift festgestellt hat. Das bedeutet, dass ein Asylsuchen-
der auch nach Abschluss des Asylverfahrens - mit entsprechenden Kon-
sequenzen für den gerichtlichen Rechtsschutz - Abschiebungsschutz
wegen zielstaatsbezogener Gefahren nach § 60 Abs. 7 Satz 1 AufenthG nur
im Verfahren vor dem Bundesamt erhalten kann. Die Ausländerbehörde
ist demgegenüber an die positive oder auch eine negative Entscheidung
des Bundesamts gebunden (§ 42 AsylVfG 1993/2005).2

Die Kostenentscheidung beruht auf dem § 154 Abs. 2 VwGO. Die Streit-
wertfestsetzung findet ihre Grundlage in den §§ 63 Abs. 2, 53 Abs. 3, 52
Abs. 2, 47 GKG 2004, wobei eine Halbierung des Auffangstreitwerts
gerechtfertigt erscheint.
                                                
1 vgl. zu den Bindungswirkungen solcher Entscheidungen des Bundesamts für die mit
der Durchführung der Abschiebung betrauten Ausländerbehörden nach § 42 AsylVfG
etwa OVG des Saarlandes, Beschlüsse vom 17.5.2006 – 2 W 11/06 -, vom 15.3.2005 – 2
W 5/05 –, SKZ 2005, 299, Leitsatz Nr. 53, vom 16.6.2005 – 2 W 9/05 –, vom 18.10.2005
– 2 W 15/05 –, SKZ 2006, 59, Leitsatz Nr. 71, und vom 8.12.2005 – 2 W 35/05 -, SKZ
2006, 61 Leitsatz Nr. 78
2 vgl. etwa OVG des Saarlandes, Beschluss vom 15.3.2005 – 2 W 5/05 -, SKZ 2005, 299,
Leitsatz Nr. 53, dazu auch BVerwG, Beschluss vom 3.3.2006 – 1 B 126.05 -, wonach
derjenige Schutzsuchende, der sich materiell auf Asylgründe beruft, nach § 13 Abs. 1
AsylVfG zwingend auf das – alle Schutzersuchen und Schutzformen umfassende Asyl-
verfahren zu verweisen ist und ein diesbezügliches Wahlrecht zwischen asylrechtlichem
und ausländerrechtlichem Schutz vor Verfolgung im Heimatland nicht besteht
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Der Beschluss ist nicht anfechtbar.

gez. Bitz                   Freichel                 Dutt

Ausgefertigt

Justizangestellte
als Urkundsbeamtin der Geschäftsstelle


